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Münster

Warendorfer für soziale Gerechtigkeit
DIE REGIERUNG KANN SICH
DAS SPARPAKET SPAREN

Das von der IG Metall mit initiierte Bündnis »Warendorfer für soziale
Gerechtigkeit« hatte gerufen und etwa 150 Menschen kamen, obwohl
die Protestveranstaltung gegen das Sparpaket der Bundesregierung wit-
terungsbedingt kurzfristig in das Kolpinghaus verlegt werden musste.

eine Tarifregelung zur Leiharbeit.
»Gleiche Arbeit – gleiches Geld«
ist das Ziel. »Krise können wir, das
haben wir bewiesen«, sagte Bur-
kard und erinnerte an das im
Frühjahr abgeschlossene tarifliche
Job-Paket für die Metall- und
Elektroindustrie. »Aber wir kön-
nen auch Aufschwung«, zeigte
sich der Verhandlungsführer, der
sich in der Stahlindustrie auf bes-
tens organisierte Belegschaften
stützen kann, optimistisch.

Die Betriebsräte der tarifge-
bundenen Betriebe der Metall-
und Elektroindustrie forderte
Burkhard dazu auf, die wirtschaft-
liche Entwicklung im Unterneh-
men genau zu beobachten und ge-

gebenenfalls zu
verlangen, die
für den
1. April 2011
vereinbarte 2,7
prozentige Ent-
gelterhöhung
durch eine frei-
willige Be-
triebsvereinba-
rung um zwei
Monate vorzu-
ziehen. »Diese

Möglichkeit ist Bestandteil der im
Februar geschlossenen Vereinba-
rung«, unterstrich Burkhard.

Der Bezirksleiter rief auf,
Flagge zu zeigen gegen das von
der Bundesregierung aufgelegte

unsoziale sogenannte »Sparpa-
ket«, in den Betrieben bei der Ak-
tion »Sparpaket – Annahme ver-
weigert« mitzumachen und jetzt
zu beginnen, für die NRW-Kund-
gebung am 13. November in Dort-
mund zu mobilisieren.

Klartext auch zur Rentenpo-
litik. »Die alternativlose Rente mit
67 ist falsch. Aber wir können es
nicht bei einem einfachen Nein
belassen. Wir mischen uns im In-
teresse unserer Mitglieder in die
Rentendebatte ein und müssen
unsere Alternativen auf den Tisch
legen. Die im Gesetz enthaltene
Revisionsklausel bietet die Chan-
ce dazu, das Thema neu aufzurol-
len.«

Guntram Schneider – ehemals
Erster Bevollmächtigter der IG
Metall Münster, heute Minister für
Arbeit, Integration und Soziales in
NRW – formulierte den Protest:
»Das sogenannte Spar-Paket der
Bundesregierung trifft die
Schwächsten der Gesellschaft. Es
ist unausgewogen, weil es die Rei-
chen und Wohlhabenden ver-
schont.« Zwar seien Einsparungen
notwendig, sagte Schneider, aber
es sei völlig falsch, die Einnahme-
seite unberücksichtigt zu lassen.
»Da ist Potenzial vorhanden durch
eine Wiedereinführung der Ver-
mögensteuer und die Anhebung
der Erbschaftssteuer und des Spit-
zensteuersatzes, auch durch die
personelle Stärkung der Steuer-
prüfer, das muss gehoben werden.«

Unter dem Beifall der Ver-
sammlungsteilnehmer – darunter
viele Metaller – kritisierte der Mi-
nister den Missbrauch der Leihar-
beit. Die Landesregierung werde
über den Bundesrat tätig werden,

um »endlich vernünftige Bedin-
gungen für die Leiharbeitnehmer
herbei zu führen.« Auch mit der
skandalösen Praxis, Arbeitneh-
mern derart geringe Löhne zu
zahlen, dass sie als »Aufstocker«
vom Staat unterstützt werden
müssen, rechnete Schneider ab:
»Überall dort, wo Tarifpolitik
nicht greift, brauchen wir einen
gesetzlichen Mindestlohn von
8,50 Euro. Unternehmen, die den
nicht zahlen können, gehören
auch nicht auf den Markt.«

Besorgt zeigte sich Schneider
über die Kommunalfinanzen. Die
Landesregierung habe eine
schnell wirksame Finanzspritze
im Volumen von 330 Millionen
Euro beschlossen. Aber das könne
nur ein erster Schritt sein, das
Steueraufkommen zwischen
Bund, Ländern und Gemeinden
sei neu auszutarieren.

Der Warendorfer Bürger-
meister Jochen Walter warnte vor
den Folgen der wachsenden Fi-

nanznot in den Städten und Ge-
meinden. Dies führe zur Hand-
lungsunfähigkeit dort, wo die
Menschen leben.

Greife erst einmal – was in
vielen Städten und Gemeinden
schon der Fall sei – die Haushalts-
sicherung, hätten »die Räte nichts
mehr zu sagen«. Das sei eine fata-
le Entwicklung. Die Erfordernisse
von Sparsamkeit und Schulden-
abbau könne man nicht außer
Kraft setzen, sagte Walter, aber da-
bei müsse es gerecht zugehen.
Die Bundesregierung habe ein Pa-
ket geschnürt, das nicht ausgewo-
gen sei.

Die Westfälischen Nachrichten
berichteten über die Protestveran-
staltung: »Walter lobte die Initia-
toren für ihr Engagement. Es sei
gut und richtig, in wichtigen so-
zialen Fragen die Menschen zu
mobilisieren.« Die Politik müsse
wieder bei den Menschen an-
kommen, die betroffen seien.

Günther Hagedorn, Leiter der
IG Metall-Nebenstelle, sieht das
genauso: »Es ist die Aufgabe der IG
Metall, sich für soziale Ge-rechtig-
keit einzusetzen. Deshalb haben
wir hier in Warendorf mit anderen
gemeinsam die Initiative ergriffen,
und das war erst der Anfang.« n

Burkhard: »Nein Sagen reicht nicht. Alternativen müssen auf den Tisch.«
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Mitten in der laufenden – auch öf-
fentlich stark beachteten – Stahl-
Tarifrunde war Oliver Burkhard,
Bezirksleiter der IG Metall NRW,
Gast und Hauptredner unserer
Delegiertenversammlung am 15.
September in Münster. In der
Stahl-Tarifrunde geht es um sechs
Prozent mehr. Und es geht um


